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			Massiver Streik gegen Macri

			Gewerkschaften protestieren gegen hohe Inflation und Arbeitslosigkeit
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			Demonstranten und Polizei prallten auf den Zufahrtsstraßen nach Buenos Aires aufeinander.

			Buenos Aires (mc/dpa) - Ein Generalstreik gegen die Wirtschaftspolitik von Präsident Mauricio Macri hat Argentinien am Donnerstag weitgehend lahmgelegt. Mit dem 24-stündigen Ausstand protestierte der Gewerkschaftsdachverband CGT gegen hohe Inflation und Arbeitslosigkeit. Bei Straßenblockaden auf den Zufahrtsstraßen nach Buenos Aires kam es zu Zusammenstößen zwischen Demonstranten und Polizei. Es wurden mindestens vier Menschen verletzt, sechs Teilnehmer der Proteste wurden festgenommen.

			Vor allem das Transportwesen wurde lahmgelegt. Auch der Flugverkehr war betroffen. Es war der erste Generalstreik seit Macris Amtsübernahme vor 16 Monaten. Gegen Cristina Fernández de Kirchner hatten die Gewerkschaften fünfmal zum landesweiten Ausstand aufgerufen.

			Die Gewerkschaften fordern freie Tarifverhandlungen. Die Regierung hatte eine Obergrenze für Gehaltserhöhungen festgelegt, die nicht die für 2017 angepeilte Inflationsrate von 18 Prozent übertreffen sollte. Die Inflation lag 2016 bei über 40 Prozent.

			„Der Streik zeigt die Unzufriedenheit im Land, es gibt täglich neue Entlassungen“, erklärte Carlos Acuña, einer der drei Generalsekretäre des Gewerkschaftsdachverbands. Acuña erinnerte die Regierung daran, im vorigen Jahr eine Inflationsrate von 20 Prozent prognostiziert zu haben, die dann aber tatsächlich mehr als doppelt so hoch gewesen sei. „Im November, als wir die ökonomischen Probleme und den Verlust der Kaufkraft vorausgesehen haben, versprachen uns die Unternehmer, keine Entlassungen zu veranlassen. Aber daran haben sie sich genauso wenig gehalten wie an die Bonuszahlung von 2000 Pesos - und die Regierung hat sich nicht darum gekümmert. Aus all diesen Gründen streiken wir heute.“ Zwar regele der Streik per se nichts. Aber er sei ein verfassungsmäßig verbürgtes Recht - und es sei nun an der Regierung, die Probleme des Landes zu lösen.

			Juan Carlos Schmid, der Chef der Gewerkschaft der Wasserbauarbeiter, nannte den Streiktag einen Einsatz für die Zukunft und stellte klar: „Wir werden nicht müde zu betonen, dass wir keinen sozialen Flächenbrand entzünden wollen. Es gibt keine parteipolitischen Spekulationen.“ In Anspielung auf Macris Behauptung, dass es „mafiöses Verhalten“ innerhalb der Gewerkschaften gebe, meinte er: „Wenn es eine Mafia in diesem Land gibt, dann suchen Sie sie im Bereich der Finanzspekulation.“

			Héctor Daer, der dritte Funktionär der CGT-Troika, bezeichnete die Beteiligung der Arbeitnehmer am Streik als „überzeugend“. Auch zahlreiche Geschäftsleute und Mittelständler hätten sich der Maßnahme angeschlossen. Sie alle teilten die Einsicht, dass die gegenwärtige Politik geändert werden müsse.

			Daer machte deutlich, dass die Gewerkschafter die Straßenblockaden durch linksgerichtete Aktivisten nicht gutheißen. Andererseits kritisierte er aber auch die Staatsmacht: „Wir glauben aber auch nicht, dass der Einsatz von repressiver Gewalt zur Räumung der Straße unbedingt nötig ist.“

			„Der Streik ist ein schlagkräftiger Protest gegen eine Wirtschaftspolitik, die schwer das Einkommen der Arbeitnehmer beeinträchtigt“, sagte der Sprecher der CGT, Jorge Solá. Die CGT erwarte, dass die Regierung den Dialog mit den Gewerkschaften aufnehme.

			Arbeitsminister Jorge Triaca hingegen sagte, der Streik sei politisch motiviert. „Wir interpretieren es so, dass es eine politische Aktion gibt. Das Ganze hat nichts mit Bonuszahlungen und Entlassungen zu tun. Wir sind schließlich in einem Wahljahr. Aber wir werden uns denjenigen nicht beugen, die das Wirtschaftsmodell ändern und an die Macht zurückkehren wollen“, so Triaca in Anspielung auf das Kirchner-Lager, das er hinter dem Streik wähnt.

			Staatschef Macri eröffnete während des Streiktags unterdessen die lateinamerikanische Regionalkonferenz des World Economic Forum in Buenos Aires. „Wie gut, dass wir uns zur gemeinsamen Arbeit treffen“, sagte der Präsident vor rund 1100 Unternehmensvertretern in Anspielung auf den Ausstand. Macri sagte, dass seine Regierung erfolgreich Inflation und Armut bekämpfe.

			40 Generalstreiks seit 1983 

			Buenos Aires (AT/mc) - Der Generalstreik ist ein Instrument, das in der argentinischen Politik immer wieder zum Einsatz gekommen ist. Der Ausstand am Donnerstag, der erste gegen die Regierung von Präsident Mauricio Macri, war bereits der 40., seit das Land 1983 zur Demokratie zurückkehrte.

			Besonders viele Streiks mussten Präsidenten erleiden, die aus den Reihen der Radikalen Bürger Union (UCR) stammten: So gab es gegen Raúl Alfonsín, der das Land von 1983 bis 89 regierte, insgesamt 13 Generalstreiks. Gegen Alfonsíns Parteifreund Fernando de la Rúa, der von 1999 bis 2001 in der Casa Rosada amtierte, gab es neun.

			Aber auch peronistische Staatsoberhäupter sahen sich dem geballten gewerkschaftlichen Protest ausgesetzt. Gegen Carlos Menem, der von 1989 bis 1999 Präsident war, gab es insgesamt acht Generalstreiks. Eduardo Duhalde war in seiner Amtszeit (2002 – 2003) mit drei allgemeinen Arbeitsniederlegungen konfrontiert. 

			Gegen Néstor Kirchner, von 2003 bis 2007 im Amt, gab es indes nur einen Generalstreik. Seine Frau und Amtsnachfolgerin Cristina Fernández de Kirchner hatte in ihrer ersten Amtszeit (2007 – 2011) zunächst keinen Generalstreik zu erdulden. Während ihres zweiten Mandats (2011 – 2015) gab es allerdings fünf.
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			Rückenwind für Macri

			Zehntausende demonstrierten für Staatschef
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			Menschenmenge auf der Plaza de Mayo. (Foto: Privat)

			Buenos Aires (AT/mc) - Präsident Mauricio Macri wird es gut getan haben: Mehrere Zehntausend Menschen versammelten sich am Samstagabend in Buenos Aires und weiteren Städten des Landes, um mit einem „Marsch für die Demokratie“ dem Staatschef ihre Unterstützung zu signalisieren. Diese war umso wichtiger, da bei den Lehrerdemos und dem Gedenkmarsch zum Jahrestag des Militärputsches viel Kritik an der aktuellen Staatsführung laut wurde. 

			Fünf Tage vor dem Generalstreik der CGT war Macri dankbar für sichtbare Zeichen der Zustimmung zu seiner Politik. Als „beeindruckend und bewegend“ bezeichnete er die Bilder der Manifestation, die über die TV-Bildschirme flimmerten. Auch in Mar del Plata, La Plata, Rosario, Tucumán, Gualeguaychú, Córdoba, Santa Fe und Salta kam es zu ähnlichen Kundgebungen.

			Dabei war sich die Regierung im Vorfeld der Demo nicht sicher, wie sie sich zu der in den sozialen Netzwerken unter der Chiffre #1A organisierten Veranstaltung verhalten sollte. Noch am Samstagnachmittag hatte Innenminister Rogelio Frigerio hatte klar gemacht: „Es handelt sich um einen selbst organisierten Marsch, der nicht von der Regierung initiiert wurde.“ Im Regierungslager wollte man offenbar Vorbeuge treffen für den Fall, dass die Veranstaltung keinen großen Anklang finden würde. Gleichwohl stellte Macris Pro-Partei ihren Sympathisanten die Teilnahme frei.

			Ab 18 Uhr füllte sich die Plaza de Mayo in Buenos Aires. Viele Teilnehmer, darunter auch viele ältere Menschen, trugen die argentinischen Farben - sei es in Form des Fußballtrikots der Nationalmannschaft oder in Form der Nationalfahnen, die am Rande der Veranstaltung erhältlich waren. Das Gelb von Macris Pro-Partei war hingegen deutlich weniger zu sehen.

			Vielfach stimmten die Anwesenden die Nationalhymne an. Gerufen wurden Slogans, dass das „Volk auf Macris Seite“ stehe, und dass das Kirchner-Lager nie wieder an die Macht zurückkehren werde. Auch das „Sí, se puede“, die argentinische Version von Obamas „Yes we can“, war immer wieder zu hören. Gegen 20.30 Uhr löste sich die Kundgebung, bei der keine Reden gehalten wurden, wieder auf.

			Mit derart Rückenwind bestärkt, zeigte sich Macri am Montag selbstbewusst und ging die Gewerkschaften scharf an. Anlässlich einer Veranstaltung in der Casa Rosada, bei der er den Bau von 100.000 Wohnungen ankündigte, sagte der Staatschef: „Wir können kein weiteres mafiöses Verhalten in Argentinien dulden.“ Dabei bezog er sich expressis verbis auf „Minderheiten“ in den Gewerkschaften, aber auch in den Unternehmen, in der Politik und der Justiz. Niemand habe das Recht, dem Land auf systematische Weise Steine in den Weg zu rollen.

			Die Antwort der Gewerkschafter ließ nicht lange auf sich warten. So forderten die CGT-Spitzenfunktionäre Juan Carlos Schmid und Carlos Acuña den Präsidenten auf, die „Mafiosi“ beim Namen zu nennen - wenn es sie denn überhaupt gebe.
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			Vor ähnlichen Herausforderungen

			Gesundheitspolitiker Stroppe zu Gast in Argentinien
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			Lutz Stroppe während des Pressegesprächs in der Residenz des deutschen Botschafters. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) - „Es gibt eine ganze Reihe von Anknüpfungspunkten“, meint Lutz Stroppe. Der beamtete Staatssekretär im Bundesgesundheitsministerium war am Montag in Buenos Aires zu Gast, um Möglichkeiten der Zusammenarbeit im Gesundheitsbereich zwischen Deutschland und Argentinien auszuloten. Schließlich gebe es bislang keine institutionalisierte Kooperation auf diesem Gebiet, erläutert der Gesundheitspolitiker, der einst das Berliner Büro von Helmut Kohl nach dessen Kanzlerschaft leitete.

			Beide Länder stünden indes vor ähnlichen Herausforderungen - etwa, wie man es schaffen könne, überall im Land eine angemessene Gesundheitsversorgung zu gewährleisten. Auch die Frage, wie man für finanziell erschwingliche Medikamente sorgt, werde bei einer zunehmend alternden Bevölkerung in beiden Ländern immer wichtiger.

			Konkret gesprochen hat Stroppe bei seiner Unterredung mit dem argentinischen Gesundheitsminister Jorge Lemus über Antibiotikaresistenz und Pandemie- bzw. Epidemievorsorge. Themen, die im Mai auch bei der Konferenz der Gesundheitsminister der G20-Länder in Berlin auf der Tagesordnung stehen. Argentinien übernimmt im Lauf dieses Jahres den Vorsitz der Gruppe der wichtigsten Industrie- und Schwellenländer von Deutschland. Von daher ist eine Abstimmung zwischen beiden Ländern momentan besonders wichtig. Bei Epidemien wie Zika und Dengue habe Argentinien Erfahrungen, von denen Deutschland und andere Länder profitieren könnten, so Stroppe. Er sieht auf argentinischer Seite zudem ein großes Potenzial bei klinischen Studien zur Entwicklung neuer Antibiotika.

			Mit Minister Lemus sprach Stroppe auch über Entwicklungsperspektiven beim Gesundheitssystem in Argentinien, das bislang auf drei Säulen steht: Den kostenfreien öffentlichen Krankenhäusern, den Versorgungswerken der Gewerkschaften und dem privaten Gesundheitsbereich. Hier gebe es derzeit Bestrebungen, eine Vereinheitlichung zu erreichen. Ziel müsse sein, eine gute medizinische Versorgung unabhängig vom Einkommen zubekommen, erklärt der Staatssekretär.

			Die Ausbildung von Ärzten und der wissenschaftliche Austausch medizinischer Fakultäten, wie die Partnerschaft der Universitäten Freiburg und Buenos Aires waren weitere Themen bei Stroppes Besuch, zu dem auch Termine im Hospital Alemán, bei der Firma Fresenius, bei der AHK, in der Goethe-Schule und im Max-Planck-Partnerinstitut zählten.

			Im Anschluss an seinen Aufenthalt in Buenos Aires flog Stroppe weiter nach Chile, wo bereits die Unterzeichnung einer Kooperationsabkommens im Gesundheitsbereich auf dem Programm stand.
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			Die Woche in Argentinien

			Malwinen-Gedenken

			In Argentinien ist der Malwinen-Krieg noch immer sehr präsent. Am vorigen Sonntag jährte sich die Invasion auf die entlegene Inselgruppe, mit der die argentinische Militärjunta am 2. April 1982 die kriegerische Auseinandersetzung mit Großbritannien heraufbeschwor, zum 35. Mal. Präsident Mauricio Macri lud aus diesem Anlass 74 Veteranen des für Argentinien verlorenen Kriegs in seine Residenz Olivos zu einem Frühstück ein. An diesem nahmen auch María Eugenia Vidal als Gouverneurin der Provinz Buenos Aires sowie Außenministerin Susana Malcorra und Claudio Avruj, der Staatssekretär für Menschenrechte, teil. Macri betonte bei der Gelegenheit, dass die argentinische Forderung nach Souveränitätsrechten auf den seit 1833 britisch verwalteten Insel „unwiderruflich“ sei. Gleichwohl machte er auch klar, dass es nie wieder einen Krieg geben dürfe. „Das sind sehr traumatische Erfahrungen für die gesamte Gesellschaft.“ Macri erinnerte an die 649 gefallenen argentinischen Soldaten und bezeichnete den 2. April als einen „schmerzhaften Tag“. Seine Regierung sei heute auf dem Weg, sich mit der Welt zu versöhnen. „Wir glauben, dass mit mehr Dialog und besseren Beziehungen unser unwiderruflicher Anspruch wirkliche Erfolgsaussichten hat.“ Macri lobte in diesem Zusammenhang die Rolle, die seine Außenministerin Malcorra dabei einnehme.

			Neuer Prozess gegen CFK

			Cristina Fernández de Kirchner hat ein Problem mehr: Am Dienstag erhob Bundesrichter Claudio Bonadio in der Causa „Los Sauces“ Anklage gegen die Ex-Präsidentin. Ihr wird vorgeworfen, eine „kriminelle Vereinigung“ zum Zwecke der Geldwäsche gebildet zu haben. Als „Bandenchefin“ bezeichnete Bonadio in diesem Zusammenhang das ehemalige Staatsoberhaupt. Kirchner soll ihre Hotelfirma „Los Sauces“ dazu missbraucht haben, Schmiergelder zu verschleiern. Neben der ehemaligen Präsidentin sind auch ihre beiden Kinder Máximo und Florencia sowie die einstigen Geschäftspartner der Kirchners, Cristóbal López und Lázaro Báez, angeklagt. Die Unternehmer sollen die Präsidentenfamilie im Gegenzug für öffentliche Aufträge bzw. Lizenzen geschmiert haben. Bonadio untersagte Kirchner, das Land zu verlassen und fror ihre Vermögenswerte in Höhe von 130 Millionen Pesos ein. Gegen die 64-Jährige läuft bereits ein weiteres Gerichtsverfahren wegen verlustreicher Devisengeschäfte der Zentralbank. Sie selbst sieht sich als Opfer einer Kampagne, hinter der sie ihren Amtsnachfolger Mauricio Macri wähnt.

			Waffenkäufe in den USA?

			Wollte die Nationalregierung in größerem Stil Waffen in den USA kaufen? Dieser Frage geht nun die Justiz nach, nachdem mehrere Kirchner-treue Mitglieder der Deputiertenkammer eine entsprechende Anzeige gegen Präsident Mauricio Macri, Kabinettschef Marcos Peña, Außenministerin Susana Malcorra, Verteidigungsminister Julio Martínez sowie den bisherigen argentinischen Botschafter in Washington, Martín Lousteau, einreichten. Die Vorwürfe basieren auf einem Brief Lousteaus im Juni vorigen Jahres an den US-Senator Peter Visclosky. Darin listet der Diplomat die „Erfordernisse“ der argentinischen Streitkräfte auf, darunter Panzer, Flugzeuge, Hubschrauber und Raketen. Nach Einschätzung der Kläger, unter ihnen Ex-Wirtschaftsminister Axel Kicillof, belaufen sich die Kosten für die aufgelisteten Geräte auf 2 Milliarden US-Dollar. Die Regierung bestritt, dass es sich um eine konkrete Kaufabsicht gehandelt habe. Das Schreiben Lousteaus habe stattdessen eher sondierenden Charakter besessen. Das Verteidigungsministerium bestätigte lediglich den Kauf von zwölf Flugzeugen vom Typ Texan T6, die auf Lousteaus Liste standen.

			Starke Regenfälle

			Starke Regenfälle haben in mehreren Provinzen des Landes große Schäden verursacht. 6000 Menschen mussten evakuiert werden, weitere 5000 verließen aus eigener Entscheidung ihre Häuser und Wohnungen. Am stärksten traf es die Gliedstaaten Chubut, La Pampa und Tucumán. Aber auch Salta, Catamarca und Santiago del Estero wurden stark in Mitleidenschaft gezogen. In der Stadt Santa Rosa (Provinz La Pampa) regnete es innerhalb von fünf Tagen 380 Millimeter. Das entspricht rund 60 Prozent der durchschnittlichen jährlichen Niederschlagsmenge. 3000 Bewohner der Stadt wurden evakuiert. 710 Häuser standen unter Wasser. Bürgermeister Leandro Altolaguirre sprach von einer „klimatischen Katastrophe“ und rief angesichts weiterer angekündigter Regenfälle den Notstand aus. Verheerend waren die Folgen der heftigen Niederschläge auch in Comodoro Rivadavia (Chubut), wo 1500 Menschen ihre Häuser räumten. Das Ausmaß beschrieb Gouverneur Mario Das Neves wie folgt: „Wenn ich sage, dass 2000 Häuser durch Regen und Schlamm zerstört wurden, scheint mir dies nicht übertrieben.“

			Lousteau hört auf 

			Martín Lousteau ist als argentinischer Botschafter in Washington zurückgetreten. Der 46-Jährige begründete seinen Entschluss damit, dass er für sich auf argentinischem Boden derzeit größere Aufgaben sehe als im Ausland. Lousteau, der einst Wirtschaftsminister unter Cristina Kirchner war, will sich bei den Zwischenwahlen im kommenden Oktober in der Hauptstadt um einen Sitz in der Deputiertenkammer bewerben. Unklar ist zur Stunde, ob Lousteau dies innerhalb von Mauricio Macris Regierungsbündnis „Cambiemos“ oder als Oppositionskandidat tun will. Lousteau war bei den Bürgermeisterwahlen in Buenos Aires vor zwei Jahren der ärgste Konkurrent von Macris Parteigänger Horacio Rodríguez Larreta, der in der Stichwahl gerade drei Prozentpunkte mehr als Lousteau erzielte. Macri muss zudem für den wohl wichtigsten Botschafterposten einen Nachfolger für Lousteau finden. Als möglicher Kandidat wird Macris einstiger Wirtschaftsminister Alfonso Prat-Gay gehandelt, der indes nach Differenzen mit dem Staatschef im vorigen Dezember aus dem Amt schied.

			Weitere CFK-Immobilien?

			Hat Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner möglicherweise deutlich mehr Immobilien, als sie bislang offiziell angegeben hat? Dies jedenfalls behauptet der Journalist Luis Majul des Senders América TV. Demnach habe Kirchner 14 Immobilien in Río Gallegos den Behörden verheimlicht. Weder gegenüber der Steuerbehörde AFIF, noch bei der Anti-Korruptionsbehörde OA, noch im Zusammenhang mit der Erbschaft ihres 2010 verstorbenen Mannes Néstor Kirchner habe sie den Besitz erwähnt. Majul bezog sich dabei auf Ermittlungsergebnisse der Causa „Los Sauces“, bei der die Geschäfte von Kirchners gleichnamiger Hotelfirma sowie die Verpflechtungen der Präsidentenfamilie mit dem Bauunternehmer Lázaro Báez untersucht werden. In allen 14 Fällen lasse sich eine Beziehung zu Báez nachvollziehen, hieß es in dem Programm: Entweder sei der Geschäftsmann mit dem Bau beauftragt gewesen oder eine von Báez‘ Unternehmen habe als Mieter firmiert.

			Leuthard kommt 

			Hoher Besuch aus der Schweiz: Zum ersten Mal kommt mit Doris Leuthard ein Staatsoberhaupt des Alpenlands nach Argentinien. Dies berichtet die Zeitung „La Nación“. Demnach weilt die Christdemokratin am 17. und 18. April (Montag und Dienstag) in Buenos Aires. Die 53-jährige Politikerin wird begleitet von 25 Unternehmern. Es sollen Investitionsmöglichkeiten ausgelotet werden. Auf dem Programm stehen Treffen mit Präsident Mauricio Macri sowie verschiedenen Mitgliedern von dessen Kabinett. Die Schweiz ist das sechstgrößte Investorland in Argentinien. Das Volumen liegt bei 4,3 Milliarden Schweizer Franken. (AT/mc)
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			Die Wiederherstellung der Justiz

			In der Vorwoche wurde das Verfahren gegen Richter Eduardo Freiler eingeleitet. Er hatte sich vor Kurzem ein großes Haus neben der Residenz des Präsidenten in Olivos gekauft. Eine Überprüfung seines Vermögen hatte ergeben, dass dieses in den letzten Jahren stark zugenommen hatte, was er mit seinem Richtergehalt nicht rechtfertigen kann. Daraufhin wurde er vor dem Richterrat angeklagt, der sich sowohl mit der Aufstellung von Dreierlisten für neue Richterernennungen befasst (von denen der Senat dann einen wählt), wie mit den Verfahren zur Absetzung von Richtern. Für dies ist eine Zweidrittelmehrheit notwendig, die die Regierung und ihre Koalition Cambiemos nicht immer hat, weil ein Mitglied, das nicht zu dieser Gruppe gehört, sich von Fall zu Fall entscheidet und sich dabei nicht immer der Mehrheit anschließt.

			Es fällt allgemein auf, dass die Macri-Regierung in anderthalb Jahren auf dem Gebiet der Justiz nichts getan hat und sogar Bundesrichter Daniel Oyarbide erlaubt hat, in Pension zu gehen, statt das Verfahren für seine Absetzung einzuleiten, nachdem er die Kirchners bei vielen Anklagen sofort freigesprochen hat, auch wenn es gute Gründe für eine Verurteilung gab oder ein Verdacht bestand, der eine Untersuchung gerechtfertigt hätte. Er hatte auch die notorisch falsche eidesstattliche Steuererklärung von Cristina Kirchner für richtig erklärt, ohne ein Gutachten von Steuerexperten zu fordern und ohne sich an auffallenden Ungereimtheiten zu stoßen. 

			Beim beanstandeten Verhalten von Richtern geht es um unterschiedliche Sachverhalte. Einmal gibt es viele Fälle, wie der von Freiler, von unrechtmäßiger Bereicherung, was in Verbindung mit gekauften Urteilen steht. In anderen Fällen müssen mehrere Richter erklären, warum sie Verfahren, die die Kirchners betrafen, einfach liegengelassen haben, statt sie innerhalb der im Strafprozessrecht vorgesehenen Fristen zu behandeln. Mehrere Richter haben Befehle von Néstor Kirchner und dann von seiner Frau befolgt, was verboten ist, da es gegen die in der Verfassung verbriefte Gewaltentrennung verstößt und ein schweres Vergehen darstellt. Hier gibt es keine Gehorsamspflicht, wie bei den Militärs. Wobei sie Néstor Kirchner auch bei diesen abgeschafft hat.

			Schließlich bestehen noch andere Fälle, über die wenig gesprochen wird. Obwohl das Gesetz vorsieht, dass die Präventivhaft nur für zwei Jahre verhängt und um ein weiteres Jahr verlängert werden kann, und dann ohne Ausnahmen abläuft, besteht bei vielen Militärs schon eine viel längere Haftzeit, oft über zehn Jahre, was illegal ist. Ebenfalls wird bei vielen Militärs mit über 70 Jahren, die zu einer Haftstrafe verurteilt wurden oder diese im Rahmen einer Präventivhaft absitzen, kein Hausarrest verfügt, wie es das Gesetz vorschreibt. Richter, die sich nicht an das Gesetz halten, müssen abgesetzt werden. Denn sie dürfen nicht politisch handeln.

			Argentinien hat nach der Verfassung von 1863 langsam eine gute Rechtsordnung aufgebaut und galt schon Ende des 19. Jahrhunderts als Rechtsstaat. Präsident Julio A. Roca hatte nach seiner ersten Amtszeit (1880/86) eine Europareise unternommen und war so beeindruckt, als man ihm immer wieder die Notwendigkeit einer guten Rechtsordnung vortrug, dass er in seiner zweiten Amtszeit das große Gerichtsgebäude an der Talcahuano errichten ließ, als Symbol für die Bedeutung der Justiz. 

			Von Präsident Mauricio Macri erwartet man jetzt, dass er sich intensiv um die Qualität der Justiz bemüht, die die Kirchners stark politisiert und ihrem diktatorischen Willen unterstellt hatten. Das hat einmal eine große wirtschaftliche Bedeutung, weil Rechtssicherheit bei Investitionen und Geschäften wesentlich ist, ist aber darüber hinaus für die Gesellschaft in den vielfachen Aspekten des sozialen Lebens enorm wichtig.
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			Trump im Krieg

			Von Stefan Kuhn

			Das sind keine „Fake News“. Es ist passiert. US-Präsident Donald Trump hat in den Syrien-Krieg eingegriffen und rund 60 Marschflugkörper auf einen Militärflughafen des syrischen Regimes abfeuern lassen. Die gezielte Attacke war eine Reaktion auf einen Giftgas-Angriff auf die von syrische Rebellen gehaltene Stadt Chan Schaichun, bei dem rund 100 Zivilisten, darunter viele Kinder, getötet wurden. Für den Militärschlag erhielt Trump viel Lob von seiner eigenen Republikanischen Partei und den oppositionellen Demokraten. Das war zu erwarten, und darin liegen wohl die Beweggründe für Trumps Entscheidung.

			Trumps Beliebtheitswerte sind im Keller, alles, was er bisher anpackte, ging gehörig schief oder provozierte massiven Widerstand. Selbst eine kleine Militäraktion gegen das Terrornetzwerk Al-Qaida im Jemen geriet zum Desaster. Ein US-Soldat, mehrere Zivilisten, darunter auch Kinder, wurden getötet. Jetzt versucht es der politische Quereinsteiger mit Entschlossenheit. Keine leeren Drohungen, sondern Tomahawk-Raketen. Dabei kommt ihm entgegen, dass sein demokratischer Vorgänger Barack Obama den syrischen Präsidenten Baschar al-Assad, den Schlächter seines eigenen Volkes, außer leeren Drohungen kaum etwas entgegensetzte. Obama zog „rote Linien“, die Assad immer wieder überschreiten durfte. Das hat natürlich seine berechtigten Gründe. Seit dem Eintritt Russlands in den Syrien-Krieg hat der Konflikt eine andere Qualität bekommen. Syrien ist heute ein Pulverfass von internationaler Sprengkraft.

			Russland und der Iran unterstützen den Diktator Assad. Die Türkei will ihn ebenso stürzen wie die islamistischen Milizen von Al-Qaida, des IS und der Al-Nusra-Front. Deren und Assads Gegner sind die von den USA und anderen westlichen Ländern unterstützen kurdischen Milizen und die demokratische Opposition. Dieses Tohuwabohu provoziert wirre Szenarien. Türken greifen Kurden und syrische Regierungstruppen an und schießen ein russisches Militärflugzeug ab. Die Russen bombardieren mit der Türkei verbündete Milizen. China ist nicht direkt involviert, unterstützt jedoch Russland und den Iran. Im UN-Sicherheitsrat scheitert jede noch so gemäßigte Resolution an Russland und China. Saudi-Arabien steht offiziell auf der Seite der USA, hat aber wenig Interesse daran, die demokratische Opposition zu stärken. Man hat das Gefühl, dass die Gegnerschaft zu Assad weniger mit dessen Gräueltaten zu tun hat, als mit dessen Unterstützer Iran, dem schiitischen Erzfeind Saudi-Arabiens.

			Man kann Obama Fehler vorwerfen, aber er hatte kaum Möglichkeiten zu massivem militärischen Eingreifen. Sollte er den offenen Konflikt mit den Russen suchen? Dazu kommt, dass im Aufstand gegen Assad die unterschiedlichsten ideologischen Gruppen operieren. Die demokratische Opposition ist darunter eine der schwächsten. Der „arabische Frühling“, der Aufstand gegen die autokratischen laizistischen Regierungen in Tunesien, Ägypten und Libyen, wurde von solchen Gruppen eingeleitet. Am Ende kamen sie vom Regen in die Traufe. Sie spülten islamistische Kräfte an die Macht und wurden am Ende mehr verfolgt als unter Mubarak & Co. In Syrien ist die islamistische Gefahr weitaus größer, denn dort operieren die Hardliner von IS und Al-Qaida. Obama wollte wohl die Fehler von vorherigen US-Regierungen vermeiden. Diese hatten häufig Oppositionsbewegungen mit Waffen unterstützt, in deren Mündungen später US-Soldaten blickten. Ohne die US-Waffenhilfe für die afghanischen Mudschahedin, die gegen die sowjetischen Besatzer kämpften, hätte es wohl nie eine Al-Qaida gegeben. Washington unterstützte auch den irakischen Diktator Saddam Hussein im Krieg gegen den Iran massiv mit Waffen, die im zweiten und dritten Golfkrieg gegen sie gerichtet waren.

			Obama mag ein Zauderer gewesen sein, aber er hat klug gehandelt. In begrenztem Rahmen hat er eingegriffen, aber es ging mehr um den Kampf gegen den IS, um Waffenhilfe und logistische Unterstützung für kurdische Milizen, zu der auch andere Nato-Staaten wie Deutschland beitrugen. Es gab auch unzählige US-Luftangriffe auf IS-Stellungen. 

			Trumps Entscheidung ist reine Kosmetik. Die Warnung an Assad, „du kannst dir nicht alles erlauben“, mag vielleicht angekommen sein, aber an der Lage in Syrien ändern die Raketen nichts. Es ist auch reichlich unverfroren, dass Trump der zögerlichen Politik von Obama die Schuld an dem Giftgasangriff gibt. Dass es zu diesem Kriegsverbrechen gekommen ist, hat mehr mit Trump als Obama zu tun. Es war Trump, der Assad dazu ermutigt hat. Schon in seinem Wahlkampf hat der Immobilienhai und TV-Entertainer erklärt, dass er den Syrien-Krieg durch eine Zusammenarbeit mit Russland und Assad beenden will. Das kann man durchaus als Freibrief für den syrischen Diktator interpretieren. Assad hat während der Präsidentschaft Obamas viele Grenzen überschritten, einen Giftgasangriff hat er seit 2013 nicht gewagt. In diesem Jahr hatte er kurz vor einer drohenden militärischen Intervention der USA der Vernichtung des syrischen Chemiewaffenarsenals zugestimmt. Diese wurde international überwacht, aber allen Indizien nach, ist das nicht vollständig geschehen.

			Trumps Haltung zum Syrien-Krieg war eigentlich das Vernünftigste, was er im Wahlkampf von sich gegeben hat. Man muss ordnen, zusammen mit Russland den IS vernichten, dann kann man über eine Neuordnung Syriens und die Personalie Assad reden. Dass Trump seine außenpolitische Position zu Syrien nun revidiert hat, ist ein Fehler. Er hat mit seiner Entscheidung Entschlossenheit und Tatkraft vorgetäuscht und Russland provoziert. Beunruhigend an der Sache ist, dass Trump erneut ein Zeugnis seiner Unberechenbarkeit abgeliefert hat.
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			Randglossen

			Selbst Präsident Macri war hoch erstaunt, dass am Samstag Nachmittag so viele Menschen auf die Straße gingen, mit einer vollen Plaza de Mayo und Massenkundgebungen auch in Städten des Landesinneren. Alles war spontan, ohne Aufruf der Regierung, ohne Omnibusse, ohne Zahlung und ohne ein Sandwich mit einem Getränk, wie es bei Kundgebungen von Gewerkschaften und anderen zu sein pflegt. Die Motivation der Menschen, die auf die Straße gingen und ihren freien Samstag opferten, war die Demokratie. Doch im Grunde handelte es sich um Rückendeckung für Macri und seine Regierung. Es besteht kaum ein Zweifel, dass eine überwiegende Mehrheit friedlich leben will, ohne Lehrerstreik, ohne ständige Unterbrechungen des Straßenverkehrs durch gewalttätige Gruppen und ohne Drohungen und Gewalt. Dass Kritik an der Regierung geübt wird, ist in Ordnung. Doch politisch muss dies dann in Wahlen zum Ausdruck kommen und gewiss nicht in einem vorzeitigen Rücktritt von Macri, wie ihn Hebe de Bonafini und Cristina Kirchner fordern.

			Bedienungsanleitung: Vor Wahlen bekommt man eine Wahlbenachrichtigung und geht mit dieser und seinem Personalausweis ins Wahllokal. Dort erhält man die Wahlunterlagen, wird im Wählerverzeichnis abgehakt und geht in die Wahlkabine. Dann macht man ein, gegebenenfalls mehrere oder auch gar kein Kreuzchen auf dem Wahlschein, steckt diesen in einen Umschlag, klebt diesen zu und wirft ihn in eine Wahlurne. Dann geht man in die nächste Gaststätte und trinkt ein Bier, um sich für Wahrnehmung seiner staatsbürgerlichen Rechte zu belohnen. Wählen war so einfach und könnte auch weiter einfach sein. Wäre da nicht der technische Fortschritt, der alles komplizierter macht. Heute wählt man vielfach per Computer. Häufig muss man sich mit Fingerabdruck identifizieren. Das soll angeblich den Wahlbetrug eindämmen.

			Das Gegenteil ist der Fall. Computertechnik ist anfällig und manipulierbar. Wie wählt man, wenn am Wahltag das System abstürzt? Wenn eine Urne umfällt, stellt man sie wieder auf. Bei Wahlcomputern ist das etwas schwieriger. Wahlscheine kann man im Zweifel neu auszählen und vor allem nicht hacken. Dass man Wähler identifiziert, in dem man ihren Fingerabdruck einscannt ist eigentlich eine gute Idee - solange das Gerät funktioniert. Bei den Parlamentswahlen vom vergangenen Sonntag in Armenien war das vielfach nicht der Fall. Das soll tausende Wähler an der Stimmabgabe gehindert haben. Selbst Staatspräsident Sersch Sargsjan wurde vom Scanner nicht erkannt. Man ließ ihn vernünftigerweise dennoch wählen, obwohl das eigentlich ein Grund für eine Anfechtung der Wahl ist. Wählen könnte so einfach sein.
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			Steuereinnahmen im März: +54,1%

			Die Steuereinnahmen des Bundesstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im März 2017 mit $ 212,29 Mrd. um 54,1% über dem gleichen Vorjahresmonat. Doch ohne die $ 28 Mrd., die die Weisswaschung eingebracht hat, liegt die Zunahme bei 32%, was etwa der Inflation entspricht. Im 1. Quartal 2017 lagen die Einnahmen mit $ 585,92 Mrd. um 36,9% über dem Vorjahr. 

			Im Einzelnen war das Ergebnis wie folgt:

			- Gewinnsteuer: $ 32,94 Mrd., +34,7%

			- MwSt: $ 53,40 Mrd., +16,5%. Die direkt vom Steueramt eingenommene Steuer stieg um 22,7%, die vom Zollamt einbehaltene um 19%. Die Einnahmen der MwSt. lagen weit unter der Preiszunahme, die in 12 Monaten stattgefunden hat, was die starke Rezession zum Ausdruck bringt. 

			- Interne Steuern: $ 5,03 Mrd., +79%. Hier kommt die starke Zunahme der Zigarettensteuer zum Ausdruck.

			- Exportzölle: $ 6,14 Mrd., -7,1%. Hier kommt die Abschaffung, bzw. Verringerung, der Exportzölle zum Ausdruck. 

			- Importzölle: $ 5,52 Mrd.,+14,5%. Hier kommt ein geringerer Import, vor allem von Konsumgütern, die einen relativ hohen Zollsatz zahlen, zum Ausdruck.

			- Benzinsteuer: $ 3,60 Mrd., +132,6%. Trotz starker Preiserhöhung ist der Konsum nur wenig zurückgegangen. 

			- Andere Brennstoffsteuern: $ 1,13 Mrd., +36,6%

			- Zusatzsteuer auf Dieselöl, Benzin und Steuer auf Pressgas: $ 2,02 Mrd., +44,8%

			- Schecksteuer: $ 12,36 Mrd., +24,9%. Dass die Zunahme unter der Inflation liegt, bringt die Rezession zum Ausdruck.

			- Sozialabgaben: $ 52,52 Mrd., +42%. Die Zunahme liegt über der Inflation, was eine höhere Beschäftigung und/oder ein Übergang von Schwarzarbeit auf eine legale Beschäftigung zum Ausdruck bringt.
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			Erfolgreiche Weisswaschung: $ 116,8 Mrd.

			Die Legalisierung schwarzer Vermögen erreichte bei Ablauf der Frist vom 31. März 2017 insgesamt u$s 116,8 Mrd., was im Vergleich zu vergangenen Weisswaschungen sehr hoch ist. Der Betrag ist 16 Mal so hoch wie der, der bei den Legalisierungen von 2008 und 2013, obwohl die jetzt abgeschlossene wesentlich teurer war. Der Betrag entspricht gemäss offiziellen Berechnungen 21,6% des Bruottinlandsproduktes, das dabei mit u$s 463 Mrd. angegeben wird.

			Der gesamte Betrag der Legalisierungsssteuer erreichte $ 148,6 Mrd., was umgerechnet in Dollar etwa u$s 9,5 Mrd., gleich 8% des weissgewaschenen Betrages ausmacht. Ein Teil des Betrages zahlte eine Steuer von 10%, ein letzter Betrag sogar 15%, aber in bestimmten Fällen, wie bei Zeichnung von Staatspapieren, die für diesen Zweck ausgegeben wurden,  war die Weisswaschung umsonst.

			Im Einzelnen sieht die Weisswaschung folgendermassen aus:

			- u$s 23,4 Mrd. bestehen aus Aktiven, die in Argentinien bestanden, und u$s 93,3 Mrd. aus ausländischen. 

			- Vom Gesamtbetrag entfallen u$s 55,9 Mrd. auf Anlagen (Aktien, Staatsbonds u.a.), u$s 33,6 Mrd. auf  Bankkonten, u$s 20,5 Mrd. auf Immobilien und u$s 6,8 Mrd. auf andere Aktiven (Beteiligungen an Unternehmen, Automobile u.a.)

			- Von den weissgewaschenen Immobilien entfallen u$s 10,5 Mrd. auf Immobilien in Argentinien und ca. u$s 10 Mrd. auf Immobilien im Ausland. Von den argentinischen entfallen 39% auf die Provinz Buenos Aires, 25% auf die Bundeshauptstadt und 16% auf Córdoba. Von den ausländischen entfallen 49% auf Uruguay (vornehmlich Punta del Este), 37% auf die USA und 4% auf Brasilien.

			- Vom Geamtbetrag der eingenommenen Steuer von $ 148,6 Mrd., entfallen $ 68,5 Mrd. (46%) auf  Zahlungen auf Vermögen, das in Argentinien legalisiert wurde, und $ 80 Mrd. (54%) auf Zahlungen auf Vermögen im Ausland.

			Vom gesamten  von der AFIP eingenommenen Betrag wurden laut Minister Dujovne schon $ 80 Mrd. an die ANSeS überwiesen, wobei das Geld für Zahlung von Schulden an Rentner eingesetzt wurde. Der Rest wird nach und nach an die ANSeS übertragen.

			Gleichzeitig mit der Weisswaschung fand auch ein Moratorium statt, bei dem 475.000 Steuerzahler Schulden von insgesamt $ 117 Mrd. angegeben haben, die sie jetzt in monatlichen Raten auf bis zu 5 Jahren abzahlen. Dies stellt auch eine zusätzliche Einnahme des Fiskus dar.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 15,69, gegen $ 15,75 eine Woche zuvor. Die Devisenreserven der ZB betrugen u$s 52 Mrd., gegen u$s 51,19 Mrd. in der Vorwoche. Die ZB musste wieder Devisen auf dem Markt kaufen, um einen Kursverfall zu verhindern. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31. Januar 2018 bei $ 17,82, was einen Jahreszinssatz von 19,78% zum Ausdruck bringt. 

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 2,79% und lag um 23% über Ende Dezeber 2016.

			***

			Die argentinischen Staatstitel verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch mit Ausnahme von Argentina 2019 (-0,19%) Zunahmen. Argentina 2021 schloss mit +0,65%, Argentina 2026 mit +0,93%, Argentina 2048 mit +1,56% und Bonar 2046 mit +1,56%.

			***

			Gold wurde letzte Woche in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat unverändert gegenüber der Vorwoche zu $ 350 je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat ebenfalls unverändert zu $ 500.

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 4.4.17 um 29,95%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 33,11% zu.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 4.4.17 um 33,58% auf $ 1,68 Bio., und die gesamten Pesokredite um 21,20% auf $ 1,03 Bio. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 145,45% auf u$s 35,13 Mrd., und die Dollarkredite um 154,54% auf u$s 10,54 Mrd.

			***

			Am Donerstag und Freitag dieser Woche fand in Buenos Aires (im Hilton Hotel) eine Konferenz des lateinmerikanischen Kapitals des Weltwirtschaftsforums statt, der jährlich in Davos, Schweiz, tagt. Präsident Mauricio Macri eröffnete die Sitzungen mit einer optimistischen Ansprache, in der er ein zwanzigjähriges Wachstum in Aussicht stellte  Es waren viele ausländische und lokale Grossunternehmer anwesend, wobei die persönlichen Kontakte, die sich dabei bieten, wichtiger als die Reden sind.

			***

			Im März wurden in Argentinien 40.107 Automobile, Lastwagen und Kleinlaster erzeugt, 13,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber 66,9% mehr als im Februar, teilt der Verband der Fabrikanten ADEFA mit. Im 1. Quartal waren es 90.905 Einheiten, 7,4% unter dem Vorjahr. Die Lieferungen an die Agenturen lagen im März mit 68.947 Kfz um 13,5% über dem Vorjahr und um 5,6% über Februar. Im 1. Quartal waren es 187.062 Einheiten, 15,4% über dem Vorjahr. Die Exporte lagen im März mit 17.508 Einheiten um 1,8% über dem Vorjahr und um 35,4% über Februar 2017. Ohne Veränderungen des Fahrzeugbestandes der Fabriken zu berücksichtigen, ergibt sich aus diesen Zahlen ein Import von 46.353 Einheiten, 165% mehr als die Exporte. Der Aussenhandel mit Kfz bezieht sich zum grössten Teil auf den bilateralen Handel mit Brasilien, bei dem früher die Regel galt, dass die Importe nur wenig über den Exporten liegen durften. Nachdem dies nicht mehr gilt, dringt Brasilien stark auf dem argentinischen Markt vor.

			*** 

			Die Auslastung der Kapazität der Industrie lag im Februar 2017 bei 60%, um 6,5% unter dem Vorjahr, berichtet das INDEC. Im Einzelnen gab es jedoch grosse Unterschiede. Über dem Durchschnitt lagen Papier und Pappe (85%), Erdölraffinerien (81,6%), Tabak und Zigaretten (78,3%), Chemie (68,8%), Grundmetallindustrien (65,7%) und Nahrungsmittel und Getränke (62,4%). Unter dem Durchschnitt lagen Kautschuk und Kunststoffe (54,1%), Textilien (53,9%), Druck und Verlag (47,6%), Metallmechanik (42,1%) und Kfz (31,5%). Diese Zahlen haben eine relative Bedeutung, weil oft veraltete Maschinen hinzugezählt werden, die normalerweise nicht eingesetzt werden. Dass die Fahrzeugindustrie eine so niedrige Kapazitätsauslastung aufweist, ist ohnehin unglaubhaft.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des statistischen Amtes (INDEC), benannt EMI (Estimador Mensual Industrial), verzeichnet im Februar einen Rückgang von 6% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat und von 2,9% gegenüber Januar 2017. Beim interannuellen Vergleich lag die Textilindustrie im Februar um 22,5% niedriger, mit einem Rückgang von 30,1% bei Baumwollgarnen und von 12,8% bei Stoffen. Bei Nahrungsmitteln lag Februar um 4,2% unter dem Vorjahr, wobei es bei der Milchindustrie 14,4% und bei der Verarbeitung von Getreide und Ölsaaten 13,8% waren. Die Stahlindustrie weist einen Rückgang von 9,9% aus, die metallmechanische Industrie einen von 8,5%.

			*** 

			Der Index der Bautätigkeit ISAC (Indicador sintético de la actividad de la construcción) verzeichnet im Februar 2017 einen interannuellen Rückgang von 3,4%. Der Rückgang, der in den letzten 12 Monaten sehr hoch war, mit interannuellen Abnahmen von 24,1% im April, 23,1% im Juli und 19,2% im Oktober, wurde als Folge stark gestiegener öffentlicher Bauten gebremst.

			***

			Die Gasförderung lag im Januar um 2,8% über dem gleichen Vorjahresmonat, während die von Erdöl um 5,2% geringer war, berichtet das Energie- und Bergbauministerium. 

			***

			Das Handelssekretariat hat durch Beschluss 11-E (Amtsblatt vom 31.3.17) die Programme „Ahora 3“ und „Ahora 6“ genehmigt, die sich auf den zinslosen Verkauf bestimmter dauerhafter Konsumgüter auf 3, bzw. 6 Monate beziehen. Inbegriffen sind Bekleidung, Schuhe und Lederwaren, alle in Argentinien hergestellt. Außerdem wurden Ratenzahlungen in 12 und 18 Monaten beibehalten, aber mit Zinsen von bis zu 28%.

			***

			Der Gastarif für Haushalte wurde in der Bundeshauptstadt und den 24 Bezirken der Umgebung ab 1.April 2017 um 20% bis 36% erhöht. Im ganzen Land liegt die Erhöhung für die Kategorien mit dem geringsten Gaskonsum bei durchschnittlich 34%, so dass sie $ 145 monatlich zahlen werden. Bei höherem Konsum (Kategorie R3) betragt die Zunahme 25%, so dass die Rechnung durchschnittlich $ 467 pro Monat ausmacht. Die zusätzlichen Einnahmen werden zum Teil mit einer Verringerung der Subvention ausgeglichen, die vor der Erhöhung 45% der gesamten Gaskosten ausmachte. Der Rest ist für die Unternehmen bestimmt, die das Gas verteilen (MetroGas und Gas BAN), damit sie ihre Kosten decken und auch die notwendige Instandhaltung durchführen können.

			***

			Das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires hat berechnet, dass das Bruttoinlandsprodukt der Stadt 2016 um 2,6% gefallen ist, also über den 2,3%, die das INDEC für das ganze Land ermittelt hat. Damit wurde die Zunahme von 2,4% ausgeglichen, die die Stadt für 2015 auswies. Im interannuellen Vergleich schloss das erste Quartal in der Stadt mit +0,1%, das zweite mit -3,2%, das dritte mit -4,3% und das vierte mit -2,9%. 

			***

			Schatzminister Nicolás Dujovne gab bekannt, dass die Zementlieferungen im März 2017 um 15% über dem gleichen Vorjahresmonat und 27% über Februar 2017 lagen. Somit liegen die Lieferungen im 1. Quartal jetzt um 5% über dem Vorjahr. Diese Entwicklung ist darauf zurückzuführen, dass öffentliche Bauten in Schwung geraten sind. 

			***

			Am Montag wurden u$s 7,2 Mrd. freigegeben, die Bardollars darstellen, die weißgewaschen wurden. Der Betrag verteilt sich auf 108.623 Personen, die durchschnittlich u$s 70.000 bei 49 lokalen Banken legalisiert haben. Diese Mittel können jetzt in Wertpapieren, Immobilien oder anders investiert werden.

			***

			In März wurden 76.745 Automobile, Lastwagen und Kleinlaster in das offizielle Register eingetragen, 36,4% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Agenturenverband Acara. Dies entspricht dem Verkauf an die Kunden. Das meistverkaufte Modell war der VW Gol, mit 3632 Einheiten, gefolgt vom Renault Nuevo Sandero mit 3100 und der Toyota Hilux mit 2853.

			***

			Im März wurden 64.384 Motorräder verkauft, 57% mehr als im Vorjahr, berichtet der Agenturenverband Acara. Im 1. Quartal waren es 176.605 Einheiten, 54,3% über dem Vorjahr.

			***

			Die ZB hat verfügt, dass ab 1. Juni sämtliche Bankkonten mit einem Phantasienamen (“alias”) identifiziert werden müssen. Wenn dieser nicht vom Kontoinhaber bestimmt wird, wird ihn die Bank festsetzen. Dieser Namen ersetzt die Identifikationsnummer (CBU - clave bancaria uniforme). Die ZB berichtet, dass 150.000 Konten schon den Namen haben. Mit der Verwendung des Namens statt der Nummer sollen elektronische Überweisungen erleichtert werden, da die lange CBU-Nummer oft zu Fehlern führte.

			***

			Ab Mittwoch dieser Woche gelten die neuen Preise für Benzin und Dieselöl, mit Abnahmen von 0,1% und 2,6%, die die Regierung mit den Erdölunternehmen vereinbart hat. Diese Preise werden gemäß einer polynomischen Formel berechnet, bei der der internationale Preis des Rohöls entscheidend ist.

			***

			Am Dienstag kündigte Präsident Mauricio Macri ein neues Programm für die Bauwirtschaft an. Anwesend waren im Regierungsgebäude die Gewerkschafter Gerardo Martinez (Bauarbeiter, UOCRA) und José Luis Lingeri (Wasserversorgung und -entsorgung) und der Vorsitzende der Baukammer, Gustavo Weiss. Die Regierung verpflichtet sich bei diesem Abkommen, die Steuern zu senken, die Gewerkschaften, die Arbeiter auszubilden und die Abwesenheitsrate zu verringern, und die Unternehmen, die Ziele des Planes zu erfüllen. Es sollen in einem Jahr 100.000 Wohnungen gebaut, $ 150 Mrd. investiert, 100.000 Arbeiter beschäftigt und der Preis der Wohnungen um 10% gesenkt werden. Es wurde nicht geklärt, woher die Mittel für die Finanzierung des Programms kommen werden. Stellt sie der Staat bereit, so steigt das Defizit entsprechend. Und handelt es sich um Bankkredite, so wird dies die allgemeine Kreditfähigkeit der Banken beeinträchtigen.

			***

			Die Zahl der notariellen Immobilienübertragungen lag im Februar 2017 mit 3.012 um 56,9% über dem gleichen Vorjahresmonat, aber 12,1 % unter Januar 2017, berichtet das Kollegium der Notare. Der Wert der Verkäufe betrug $ 7,66 Mrd. 186,9% über dem Vorjahr, jedoch um 3,1% unter Januar dieses Jahres.

			*** 

			Das Staatssekretariat für kleine und mittlere Unternehmen (pymes) hat die Beträge für die Einstufung in die Kategorien Mikro-, Klein- oder mittleres Unternehmen erhöht. Bei der Landwirtschaft sind es $ 3 Mio. bzw. $ 19 Mio. und $ 230 Mio. Bei der Industrie sind es $ 10,5 Mio., $ 64 Mio. und $ 760 Mio. Beim Handel sind es $ 12,5 Mio., $ 75 Mio. und $ 900 Mio. Bei Dienstleistungen sind es $ 3,5 Mio., $ $ 21 Mio. und $ 250 Mio. Bei der Bauwirtschaft sind es $ 4,7 Mio., $ 30 Mio. und $ 360 Mio.

			***

			Die bilaterale Handelsbilanz mit Brasilien ergab im März 2017 für Argentinien ein Defizit von u$s 703 Mio., mehr als doppelt viel wie im gleichen Vorjahresmonat, als es u$s 310 Mio. waren. Die Importe aus Brasilien stiegen im März interannuell um 33% auf u$s 1,54 Mrd., und die argentinischen Exporte fielen um 1% auf u$s 835 Mio. Im ersten Quartal ergab sich somit für Argentinien ein Defizit von u$s 1,69 Mrd., 52% über dem Vorjahr, wobei die Importe aus Brasilien um 26% höher und die Exporte nach Brasilien um 11% höher waren. Die Zunahme des Defizits ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, dass das Ungleichgewicht beim Kfz-Handel stark gestiegen ist.

			***

			Die Regierung hat mit Gewerkschaftern und Unternehmern der Textil- und Schuhindustrie ein Abkommen zur Förderung ihrer Tätigkeit unterzeichnet. Für die Regierung zeichneten die Minister Cabrera, Dujovne und Triaca und der Unterstaatssekretär für produktive Transformation, Luis Castro. Für die Gewerkschaften zeichneten Vertreter der Textilgewerkschaften SETIA und AOTRA und der Gewerkschaft der Schuharbeiter UTICRA. Im Rahmen dieses Abkommens wurden Ratenzahlungen für Bekleidung und Schuhe eingeführt, ebenfalls Repro-Subventionen für die Erhaltung von nicht beschäftigten Arbeitern. Außerdem wurden die Exportrückvergütungen in diesen Fällen von 6% auf 8% erhöht. Jetzt soll ein Förderungsgesetz im Kongress eingebracht werden, das weitere Vorteile für diese Industrien vorsieht. Angeblich soll es sich dabei um eine Verringerung der Unternehmerbeiträge zu den Pensionskassen handeln.

			*** 

			Die Consulting-Firma CCR, die sich mit Konsumuntersuchungen befasst, hat ermittelt, das der normale Konsum im Februar 2017 um 5,7% unter dem Vorjahr lag. Der Verband CAME, der den kleinen Einzelhandel vertritt, hat für Februar 2017 einen interannuellen Mengenrückgang von 4,7% ermittelt. 

			***

			Die ZB zahlte am Dienstag für kurzfristige Lebac-Wechsel, die sie auf dem sekundären Markt kaufte, 24,15%, mehr als die 22%, die die ZB bei der letzten Ausschreibung zahlte.

			***

			Die Zementlieferungen lagen im März mit 1,03 Mio. Tonnen um 15,5% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 28,7% über Februar 2017, teilt die Kammer der Fabrikanten mit. Die Zunahme ist vornehmlich auf öffentliche Bauten zurückzuführen, vor allem soziale Wohnungen, deren Bau die Regierung beschleunigt hat.

			***

			Der Preis für Flaschengas (GLP) wurde am Mittwoch um 30,2% erhöht, wobei jedoch der soziale Tarif bei $ 20 verbleibt. Die Subvention dieser Gasflasche wurde für dieses Jahr mit insgesamt $ 6,4 Mrd. angesetzt, gegen ca. $ 4 Mrd. im Jahr 2016.

			***

			Die Produktion (besser Montage) von Mobiltelefonen in Tierra del Fuego erreichte im 1. Bimester 2017 knapp über eine Million Einheiten, 40% unter dem Vorjahr, berichtet der Verband AFARTE, der die Fabrikanten der Provinz vertritt. Die Zahl der Beschäftigten bei der Industrie, die dort Mobiltelefone, Mikrowellenherde und Klimaanlagen herstellt, ist von 9.700 2016 auf 6900 im 1. Bimester 2017 gefallen. Der Preis der Mobiltelefon ist zurückgegangen: Im Dezember 2015 waren diese Apparate 163% teurer als in den USA, und jetzt sind es 115%. In Brasilien liegt der Preis ca. 50% über dem der USA, in Uruguay 33% und in Chile 28%.

			*** 

			Die brasilianische Banco do Brasil hat drei Offerten für ihr Aktienpaket von 58,97% der lokalen Banco Patagonia erhalten. Die Bank hat einen Mindestwert von u$s 1,35 Mrd. festgesetzt. Die Angebote stammen von der brasilianischen Itaú, der spanischen BBVA Francés und der lokalen Macro. Eine vierte Offerte, von der Banco de Galicia, wurde abgelehnt, weil sie unter dem Mindestbetrag lag. Vom Restpaket gehören 18,6% der Familie Stuart Milne, 3,3% Emilio Carlos Gonzalez Moreno, 18,46% der ANSeS, 0,07% der Provinz Rio Negro, und 1,09% sind über die Börse verstreut.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die brasilianische Regierung hat ein Sparprogramm von umgerechnet u$s 19 Mrd. angekündigt, um das Budgetziel von einem primären Defizit von u$s 44,7 Mrd. einzuhalten. Es handelt sich um die Streichung öffentlicher Ausgaben in Höhe von u$s 13,48 Mrd., und um die Abschaffung von Steuervergünstigungen in fünfzig Wirtschaftsbereichen.

			***

			Die Interamerikanische Entwicklungsbank (BID) hat ihren multilateralen Investitionsfonds (FOMIN) mit einer Kapitalerhöhung von u$s 317 Mio. aufgestockt. Doch die USA haben sich dieses Mal nicht daran beteiligt, was das Misstrauen von Donlad Trump gegenüber internationalen Finanzanstalten zum Ausdruck bringt. Die lateinamerikanischen Staaten mussten 55% des Betrages beitragen, während es früher nur 30% waren. Hingegen haben sich Japan und Spanien mit ihrem Beitrag angeschlossen, von u$s 85 Mio. und u$s 17 Mio.

			***

			Die Regierung hat eine Zusammenkunft der Außen-, Handels- und Produktionsminister des Mercosur und der Staaten der Pazifik-Allianz einberufen, um eine Zollverringerung innerhalb der Region, also zwischen beiden Blocks, vorzuschlagen. 

			***

			Brasilien wies im März einen Handelsbilanzüberschuss von u$s 7,14 Mrd. aus, der höchste seit 1989, was trotz des Problems mit Rindfleischexporten geschah. Im 1. Quartal betrug der Überschuss u$s 14,24 Mrd., 72% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode. Die Exporte stiegen im März interannuell um 20% auf u$s 20,08 Mrd., und die Importe nahmen um 7% auf u$s 12,94 Mrd. zu.

			***

			Die Produktionsminister von Argentinien und Brasilien, Francisco Cabrera und Marcos Pereira, haben bei einem Treffen in der Vorwoche vereinbart, die Doppelbesteuerung, die bei Dienstleistungen besteht, abzuschaffen. Beide Regierungen werden in ihrem Kongress ein Gesetzesprojekt einbringen, das bestimmt, dass die Steuer in diesen Fällen nur im Land gezahlt wird, das die Dienstleistung erhält. Ebenfalls wird das digitale Ursprungszertifikat ab Mai in Gang gesetzt, so dass sich das Papierzertifikat erübrigt. Schließlich wurde vereinbart, dass Industrieunternehmer bei der nächsten Zusammenkunft der bilateralen Kommission auch mitmachen und Hindernisse des bilateralen Handels und ihre Überwindung erläutern.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Tupungato Wineland

			Die spanische Gruppe BD Racatá hat eine Investition von u$s 40 Mio. angekündigt, um eine neue Weinkellerei in Mendoza, im Uco-Tal, zu errichten und dabei das Megaprojekt Tupungato Wineland wieder aufzunehmen. Es handelt sich um einen Teil des “Wine Country Club Tupungato Winelands”, von 800 ha und Anbau von Weintrauben.

			Zuckerkonzern Los Balcanes

			Dieser Konzern, der in Tucumán die Zuckerfabriken La Florida, Cruz Alta und Aguilares besitzt und von Jorge Rocchia Ferro kontrolliert wird, hat die Errichtung eines Kraftwerkes für u$s 80 Mio. in Angriff genommen, das mit der Bagasse betrieben wird, die nach der Erzeugung des Zuckers und des Alkohols beim Zuckerrohr verbleibt. Die Bagasse wird entweder verbrannt oder zu Zellstoff verarbeitet, wie bei Ledesma, in Jujuy. Das Kraftwerk soll eine Kapazität von 60 MW haben, von denen 15 MW für den Eigenverbrauch bestimmt sind, und der Rest an das Stromnetz abgeführt werden soll. In diesem Sinn hat die Firma jetzt ein Abkommen mit CAMMESA, dem staatlichen Stromgrossisten, auf 20 Jahre abgeschlossen. Die Energie soll 2019 verfügbar sein. Los Balcanes wird somit Zucker, Alkohol, Bioethanol und elektrischen Strom erzeugen.

			Aerolineas Argentinas

			Dieses staatliche Luftfahrtunternehmen hat letzte Woche ein Verteilungszentrum für lokale Flüge in Córdoba eingeführt, mit dem die Verbindung zwischen dem Norden und dem Süden des Landes verbessert wird. Präsident Mario dell’Aqua erklärte, AA werden mit den sogenannten Billigfluglinien (low cost airlines) vor allem mit einem besseren Dienst konkurrieren. Außerdem habe das Unternehmen schon billigere Passagen für diejenigen, die die Passagen lange vorher beziehen, eingeführt.

			Werthein-Gruppe & Seaborn Networks

			Diese Unternehmen, das erste lokal und das zweite aus den USA, haben eine Investition von u$s 70 Mio. angekündigt, um ein Glasfaserkabel zwischen Argentinien und Brasilien einzurichten (benannt ARBR). Es handelt sich um einen Teil eines größeren Projektes von Seaborn, die an der Legung solch eines Kabels zwischen New York und Sao Paolo arbeitet. Diese Verbindung soll dieses Jahr fertig sein, während die von San Paulo nach Buenos Aires erst 2018 in Betrieb genommen werden soll. Dario Werthein und Larry Schwarz (von Seaborn) berichteten Fernverbindungsminister Oscar Aguad persönlich über das Projekt. Gegenwärtig erfolgen 98% der internationalen Telefonverbindungen Argentiniens über Meereskabel, von denen bisher drei bestehen, die mit Brasilien verbinden.

			Vicentin

			Dieses Großunternehmen der Speiseölindustrie hat einen Kredit von u$s 115 Mio. von den Banken ING, The Bank of Tokio-Mitsubishi UFI und Sumitomo Mitsui Banking Corporation erhalten, mit Garantie der staatliche Risikoversicherungsagentur Nippon Export und Investment Insurance. Mit diesem Kredit soll die Firma die Lieferung von 40.000 Jato von Ölsaaten nach Japan sichern, zu der sie sich für fünf Jahre verpflichtet hat.

			Buquebus

			Juan Carlos López Mena, der das Unternehmen Buquebus kontrolliert, das den Schiffsverkehr zwischen Buenos Aires und Uruguay betreibt, kündigte eine Investition von u$s 120 Mio. an, die für ein Schiff mit einer Kapazität von 2000 Passagieren bestimmt ist, das für den Dienst nach Uruguay und Brasilien eingesetzt werden soll. Dieses Schiff soll über 3000 qm für die Bewegung der Passagiere und mehrere Aufzüge verfügen. Die große Neuigkeit besteht darin, dass der Motor zu 99% mit Gas und nur zu 1% mit Dieselöl angetrieben wird. Außerdem ist vorgesehen, den Anlegeplatz am Hafen von Buenos Aires zu erweitern, mit einem Shoppingcenter, einem Restaurant und einem Hotel. Die Investition steigt damit auf insgesamt u$s 160 Mio. Schließlich gab López Mena bekannt, dass die Firma mit ihren Aktien an die Börse gehen werde.

			Cepas (Marken Gancia & Terma)

			Dieses Unternehmen hat ein Expansionsprogramm in Angriff genommen, das Investitionen von u$s 100 Mio. binnen fünf Jahren in Lateinamerika vorsieht. Letzte Woche gab die Firma den Kauf der Aktienpakete von Bacardi-Martini Chile und Uruguay bekannt, womit sie die Fabriken in beiden Ländern übernimmt. Auf diese Weise ist Cepas die erste argentinische Firma der Getränkebranche, die sich auf andere Länder ausdehnt.

			Barrick Gold

			Dieses grosse Bergbauunternehmen hat 50% des Bergwerkes Veladero, in der Provinz San Juan, an die chinesische Shandong Gold Group für u$s 960 Mio. verkauft. Barrick hat auch mit Shandong vereinbart, gemeinsam das Gebiet von Pascua Lama und den sogenannten “El Indio-Gürtel” zu erforschen. Barrick hat vor einer Woche eine Verschüttung von einer Zyanidlösung gehabt, die dritte in den letzten Jahren.

			Mercedes Benz

			Dieses deutsche Unternehmen hat eine Investiton von u$s 150 Mio. in ihrer Fabrik in Gonzalez Catán, bei Buenos Aires, angekündigt, die dazu bestimmt ist, die neue Generation des Kleinlasters Sprinter zu erzeugen. Dabei soll die Belegschaft um 22% erhöht werden, was ca. 500 neue Arbeitsplätze darstellt. Die Fabrikation soll noch vor Ende des Jahrzehntes aufgenommen werden, wobei Produktion und Exporte dann um 50% zunehmen sollen. Dabei wurde auch das Projekt erwähnt, einen Kleinlaster (pick-up) Klasse X in Córdoba zusammen mit Renault-Nissan, zu erzeugen, für das eine zusätzliche Investition vorgesehen ist. Die Ankündigug erfolgte bei einem Besuch des weltweiten Leiters der Van-Abteilung der Firma, Volker Mornhinweg, bei Präsident Maricio Macri. Auch der Generalsekretär der SMATA-Gewerkschaft, Ricardo Pignanelli, der Unterstaatssekretär für Industrie, Fernando Grasso undder Direktor für Marketing von Mercedes Benz in Lateinamerika, Roland Zey, waren dabei.
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			Der unlösbare Widerspruch: Abwertung und Inflationsbekämpfung 

			Der Wechselkurs ist seit dem Abwertungssprung vom Dezember 2015 wieder stark zurückgeblieben und liegt real, also bei Berücksichtigung der internen Kostenzunahmen, kaum höher als am Ende der Regierung von CFK. Dies kommt sichtbar in der Menschenflut zum Ausdruck, die nach Chile oder Paraguay reist, um dort einzukaufen, nachdem die Preise allgemein um ca. 30% und mehr niedriger sind. Es kommt auch im Tourismus im Ausland zum Ausdruck: Punta del Este war dieses Jahr für Argentinier anormal billig, was viele Menschen angezogen hat, die sonst ihre Ferien im Land verbringen. Diese Touristen haben auch mehr als in Vorjahren ausgegeben. Schließlich sind die Importe von Bekleidung, Schuhen und anderen Produkten, darunter auch Lebensmitteln, stark gestiegen und haben lokale Fabrikation verdrängt. Schließlich fördert dieser niedrige Kurs die Kapitalflucht, was den Kauf von Dollarscheinen für Hortungszwecke einschließt.

			Ein „Gleichgewichtswechselkurs“, bei dem die genannten Phänomene nur Ausnahmefälle sind, müsste gegenwärtig über $ 20 pro Dollar liegen, wobei einige Wirtschaftler bei Berechnungen des realen Wechselkurses sogar auf über $ 25 gelangen. Doch ein Abwertungssprung wirkt sich sofort auf die Preise aus, und zwar viel mehr, als es sich aus der Wirkung auf die Preise von Importprodukten und solchen, die auch exportiert werden, ergibt. Die argentinische Gesellschaft denkt weitgehend in Dollar, und das ist eben eine Folge einer so lang dauernden hohen Inflation, mit drei Hyperinflationswellen. In den Vereinigten Staaten, der Europäischen Union, der Schweiz, Japan u.a. Ländern haben Schwankungen des Wechselkurses, auch wenn sie gelegentlich bedeutend sind, einen sehr geringen Einfluss auf die internen Preise.

			Die Regierung bemüht sich um die Eindämmung der Inflation, die nach der Abwertung vom Dezember 2015 auf über 40% jährlich gestiegen war. In der Tat weisen die monatlichen Zunahmen des Indices der Konsumentenpreise auf eine Jahresinflation von etwa 20% hin, eventuell bis zu 25%, was auch ein großer Fortschritt wäre, und als Ausdruck der Politik der Inflationssenkung in mehreren Stufen ausgelegt werden kann. Bei der Lohnpolitik setzt die Regierung dieses Konzept konsequent fort, mit Erhöhungen von 18% im öffentlichen Bereich, wobei das Abkommen der Handelsangestellten, mit einer Zulage von 20%, die in zwei Etappen von je 10% gezahlt wird, sich an die offizielle Richtlinie hält. Doch jetzt kommt etwas hinzu: beim Lehrerstreik der Provinz Buenos Aires hat die Gouverneurin María Eugenia Vidal eine Zulage von 18% (und nachher 19%) angeboten, plus der Differenz zur effektiven Inflation. Die gleiche Klausel ist im Abkommen der Handelsangestellten enthalten, und man kann davon ausgehen, dass sie allgemein gilt. Das bedeutet, dass die Löhne dieses Jahr gemäß der Inflation steigen. Wenn nun als Folge eines Abwertungssprunges eine höhere Inflation eintritt, dann steigen die Löhne entsprechend, und dann kommt eine Lohn-Preisspirale in Bewegung, die die Inflation noch mehr in die Höhe treibt. Die Regierung hat somit mit dieser Lohnpolitik eine Hemmung für einen Abwertungssprung geschaffen. Ohnehin kann sich die Regierung eine höhere Inflation im Zuge der Wahlkampagne für die Oktoberwahlen politisch nicht leisten.

			Gleichzeitig steht der Wechselkurs unter Angebotsdruck. Die ZB muss den Überschuss auf dem Devisenmarkt kaufen, um zu verhindern, dass der Kurs zurückgeht. Wenn abgewertet wird, muss die ZB voraussichtlich noch mehr kaufen. Da Argentinien jetzt Zugang zum internationalen Finanzmarkt hat, bringen sowohl der Bundesstaat wie die Provinzen, Dollarbonds im Ausland unter. Hinzu kommen die Devisen, die dank Weißwaschung ins Land kommen. Dann kommen auch private Investitionen hinzu, wie die des Techint-Konzerns in Vaca Muerta, bei denen auch Devisen in Pesos umgetauscht werden. Schließlich kommen dann noch die Devisen aus dem Export der diesjährigen Rekordernte von Getreide und Ölsaat hinzu. Rein zahlungsbilanzmäßig besteht kein Grund für einen Abwertungssprung. Das Problem ist eher das gegenteilige, nämlich die expansive monetäre Wirkung der Zunahme der ZB-Reserven. Gelegentlich dürfte sich die Lage ändern; doch dafür fehlt noch einige Zeit.

			Das bedeutet, dass die Wirtschaft mit diesem zurückgebliebenen Wechselkurs auskommen muss. Bei den Importen ist die Lösung ohne Devisenbewirtschaftung sehr schwierig. Dass jetzt unterschwellig die Importgenehmigungen der Kirchner-Regierung (genannt DJAI, declaración jurada anticipada de importación) beibehalten und wie vorher verzögert erteilt werden, ist keine Lösung, da der Import schließlich doch stattfindet. Es müssten für die kritischen Produkte Sonderzölle oder Importkontingente eingeführt werden, was jedoch in beiden Fällen von der Welthandelsorganisation genehmigt werden müsste. 

			Die Regierung umgeht das Problem, indem sie den betroffenen Unternehmen mit den sogenannten Repro-Subventionen hilft, bei denen der Staat einen Teil der Lohnkosten übernimmt, unter der Bedingung, dass keine Entlassungen vorgenommen werden. Diese Lösung hat jedoch nur Sinn, wenn die Lage der Unternehmen sich mittelfristig wieder normalisiert, d.h., dass sie wieder mehr verkaufen. Und das steht nicht in Aussicht, solange der Wechselkurs niedrig bleibt und der Import von konkurrierenden Gütern frei ist.

			Regierungssprecher weisen gelegentlich darauf hin, dass die Unternehmer sich um Kostensenkungen kümmern müssen, statt eine Lösung über eine Abwertung zu erwarten.

			In der Tat bestehen in Argentinien überhöhte Kosten, die jedoch nicht von Entscheidungen der Unternehmer abhängen. Dass die Steuerlast anormal hoch ist, ist eine Folge der überhöhten Staatsquote, und dass die Arbeitskosten hoch sind, ist eine Folge der Arbeitsgesetzgebung und der hohen Soziallasten, die die Regierung nicht verringern kann, weil dann das ohnehin schon zu hohe Defizit der Staatsfinanzen weiter steigt. Dass die Finanzierung für Unternehmen begrenzt ist, ist eine Folge der Wirkung der chronischen Inflation, die die Bankdepositen in Pesos im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt auf etwa 15% verringert hat, wo es sonst auf der Welt über 50% und in den USA u.a Ländern über 100% sind. Das führt auch dazu, dass sich kleine und gelegentlich auch mittlere Unternehmen über Wucherkredite finanzieren, mit hohen Zinsen, die gelegentlich 100% übersteigen, die auch Kosten darstellen. Der Gesamtumfang dieser Kredite dürfte höher als der der Bankkredite sein.

			In früheren Zeiten, vor den Menem-Reformen, kamen zu den sogenannten „argentinischen Kosten“ noch die überhöhten Hafenkosten und die Unwirtschaftlichkeit der großen Häfen hinzu. Das wurde mit der Deregulierung und Privatisierung überwunden. Ebenso wurden früher Mängel beim Telefonwesen u.a. öffentlichen Diensten als kostenerhöhend aufgezählt, die heute nicht mehr bestehen. Was noch fehlt, ist eine Verbilligung des Warentransportes. Daran arbeitet die Macri-Regierung, einmal mit der Instandsetzung und Neuausstattung der Belgrano-Bahn (Buenos Aires bis Jujuy), die zügig vorangeht, und dann mit dem Bau von Autobahnen.

			Auf alle Fälle lassen sich strukturelle Reformen nicht von heute auf morgen vollziehen, so dass Kostensenkungen zur Überwindung des Problems des niedrigen Wechselkurses nicht in Frage kommen. Somit bleibt diese Quadratur des Kreises bestehen und hat weiter eine störende Wirkung auf die Wirtschaft. Innerhalb der Regierung soll es unterschiedliche Ansichten über dieses Problem geben, wobei die Tatsache, dass es keinen Wirtschaftsminister gibt, den internen Konflikt auf Präsident Macri verlagert. Unter diesen Umständen ist es notwendig, dass der Schatzminister Nicolás Dujovne de facto zum „primus inter pares“ aufsteigt und die Koordinierungsrolle übernimmt, die einem Wirtschaftsminister zufällt. Er hat eine gute Gesamtvision der argentinischen Wirtschaft, ist vernünftig und pragmatisch, und eignet sich daher besonders für diese Funktion, die gewiss nicht einfach ist.

			 

			 

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht

			[image: 118010.png] 

			Die Lehrerkrise als Chance für grundlegende Reformen

			Große Krisen bieten meistens auch die politische Grundlage für tiefgreifende Reformen. Das hat Carlos Menem als Präsident verstanden, als im März 1990 eine Hyperinflationswelle einsetzte, die zweite in nur 12 Monaten, und eine Katastrophe bevorstand. Er benutzte die Gelegenheit, um die Gesetzesprojekte über Privatisierung und Staatsreform im Kongress durchzusetzen, mit denen viele Deputierte und Senatoren seiner Partei nicht einverstanden waren. Ebenfalls verhärtete er die Lohnpolitik und erlaubte Reformen, die den Gewerkschaften gegen den Strich gingen. Politiker und Gewerkschafter waren in Panikstimmung geraten und befürchteten eine neue Regierungsübernahme durch die Streitkräfte, mit schlimmen persönlichen Folgen für sie selber. Und das hat Menem geschickt ausgenutzt. Ohne diese große Krise wäre es kaum möglich gewesen, so umfangreich zu privatisieren und deregulieren, wie es Menem mit Cavallo als Wirtschaftsminister getan hat. Die zehnjährige Stabilitätsperiode, mit hohen Wachstumsraten in den ersten Jahren, die im April 1991 einsetzte, wäre dann nicht möglich gewesen. Denn die sogenannte Konvertibilität, mit Bindung des Pesos an den Dollar zum Kurs von eins zu eins, hat nur funktioniert, weil die Privatisierungen, die Deregulierungen und zahlreiche Staatsreformen die Wirtschaft strukturell verändert haben.

			Jetzt besteht eine gigantische Krise bei der öffentlichen Erziehung, mit 13 Streiks im März und weiteren, die schon für April angekündigt worden sind. Viele Kinder haben schon einen ganzen Monat Unterricht verloren. Die Lehrergewerkschaften, angeführt von Roberto Baradel, geben nicht nach, und die Gouverneurin María Eugenia Vidal auch nicht, was bedeutet, dass Präsident Mauricio Macri eine harte Haltung eingenommen hat. Und das hat jetzt eine Bedeutung, die weit über den Lehrerkonflikt hinausgeht. Dass am Samstag so viele Menschen in der Bundeshauptstadt und in anderen Städten des Landes auf die Straßen gingen, in der Bundeshauptstadt besonders auf die Plaza de Mayo, um für Demokratie und unterschwellig für Macri zu demonstrieren, bringt auch eine Stellungnahme für die Regierung und gegen die Lehrergewerkschaften zum Ausdruck. Macri und Vidal haben Rückendeckung für eine harte Haltung erhalten.

			Leidtragende des Streiks sind die Familien, deren Kinder viele Schultage einbüßen und somit schließlich eine noch schlechtere Erziehung als bisher erhalten. Das betrifft besonders ärmere Bevölkerungskreise, die sich keine private Schulen leisten können. Während dieser Krise haben 8600 Schüler die öffentlichen Schulen der Provinz Buenos Aires verlassen. 5591 sind auf Privatschulen in der Provinz übergegangen und 3202 auf öffentliche und private Schulen in der Bundeshauptstadt. Ohnehin ist der Anteil der Schüler, die private Schulen besuchen, in den letzten Jahren stark gestiegen, und ist im internationalen Vergleich mit über 35% anormal hoch. Dies zeigt, dass die argentinische Gesellschaft der Qualität der Erziehung eine große Bedeutung beimisst, was sehr positiv ist, und Macri politische Unterstützung sichert, wenn er sich für viel bessere öffentliche Schulen einsetzt.

			Die Gewerkschaften haben die staatliche Erziehung in den letzten Jahrzehnten zerstört, weil sie sich um Privilegien der Lehrer und nicht um die Schüler und die Qualität der Erziehung gekümmert haben. In früheren Zeit war die Qualität der staatlichen Schulen in Ordnung, und Privatschulen stellten eine Ausnahme dar, wie es normalerweise sein muss. Die nicht staatlichen Schulen entfielen vorwiegend auf katholische (besonders die der Salesianer, genannt “Don Bosco”), und der ausländischen Sprachgemeinschaften, an erster Stelle deutsche und englische Schulen, aber auch jüdische, italienische und eine französische. In den letzten Jahren sind viele andere hinzugekommen, die einfach private Unternehmen sind und von Lehrern gegründet wurden.

			Das Lehrerstatut schafft eine absurde Lage. In der Provinz Buenos Aires besteht eine große Zahl von Ersatzlehrern, die ca. 30% der gesamten Lehrerschaft ausmachen, deren Zahl in den letzten Jahren außerdem stark gestiegen ist. In den anderen Provinzen ist es ähnlich. Diese Situation führt dazu, dass die Lehrer lange Zeit fehlen, wegen angeblicher Krankheiten. Das unterbricht die Kontinuität der Kurse und verursacht einen qualitativen Schaden. Die Krankheitsfälle stellen das Vielfache wie in privaten Schulen dar. Das Simulieren von Krankheiten gehört auch in das Kapitel der Korruption. Gouverneurin Vidal hat den Lehrern angeboten, die Ersparnis, die entsteht, wenn die Lehrer 10% weniger fehlen, auf die Gehälter zu verteilen. Das wurde schroff abgelehnt. In der Tat könnten bei einer Verringerung der Ersatzlehrer auf ein Minimum und Lehrern, die normal arbeiten und nur ausnahmsweise fehlen, die Gehälter stark erhöht werden, ohne die Staatskasse zusätzlich zu belasten.

			Die Lehrergehälter nehmen im Laufe der Jahre ihrer Tätigkeit stark zu, aber es besteht keine Differenzierung für Qualität. In den 90er Jahren wollte die Erziehungsministerin Susana Decibe Kurse von einem Monat während der langen Sommerferien einführen, mit einer Prüfung. Der Lehrer, der dabei erfolgreich war, sollte eine Zulage erhalten. Doch gerade diese Differenzierung nach Leistung lief der Lehrergewerkschaft gegen den Strich. Menem war damals schon am Ende seiner zweiten Amtsperiode und hatte politisch keine Kraft, um einen Konflikt mit den Gewerkschaften durchzustehen. Frau Decibe trat zurück und die Gewerkschaften hatten einmal mehr gewonnen.

			Während in Privatschulen Lehrer entlassen werden können, ist dies in den öffentlichen nur in Extremfällen möglich. Der Schuldirektor kann dies nicht verfügen, sondern er muss ein Amtsverfahren einleiten, das dann Jahre später im Ministerium entschieden wird. Derweil bleibt alles, wie es ist, und der Direktor verliert an Autorität. Die staatlichen Schulen müssten Vorstände haben, die von den Eltern gewählt werden, die bei der Ernennung und Absetzung von Lehrern mitwirken. Es wäre etwas Ähnliches wie bei den deutschen privaten Schulen.

			Der Konflikt mit den Lehrergewerkschaften muss durchgestanden werden. Die Regierung hat keine andere Möglichkeit. Aber sie sollte dabei die Gelegenheit wahrnehmen, um einen Schritt weiter zu gehen, und eine Reform durchführen, die mit einem neuen Lehrerstatut einhergeht und die große Korruption, die das bestehende Statut verursacht, nicht mehr erlaubt. Der Umstand, dass Roberto Baradel jetzt durch die Aufdeckung einer persönlichen Korruption geschwächt wurde, kommt der Regierung dabei sehr gelegen. Baradel hat in den letzten 5 Jahren 60 Auslandsreisen unternommen, darunter auch solche nach Europa und den USA, und das kostet viel Geld. Andere Gewerkschafter haben ihn beschuldigt, Geld vom provinziellen Sozialwerk IOMA entwendet zu haben. Das wird jetzt untersucht. Auf alle Fälle kann er die hohen Kosten der Auslandsreisen nicht mit seinem Einkommen als Gewerkschafter rechtfertigen, und noch weniger, mit dem als Aufsichtsbeamter einer Schule. Baradel ist politisch geschwächt, und das stärkt die Regierung. 

			Ebenfalls ist durch den Konflikt eine öffentliche Diskussion aufgekommen, bei der die grundsätzlichen Probleme der öffentlichen Schulen diskutiert wurden. Das politische Umfeld erlaubt Macri und Vidal jetzt, energisch vorzugehen. Gouverneurin Vidal hat schon erklärt, dass sie eine Diskussion einleiten will, die über die Gehaltsproblematik hinausgeht. Beiläufig wies sie darauf hin, dass Macri als Stadtoberhaupt der Bundeshauptstadt schon gezeigt hat, in welche Richtung man gehen muss. Denn die Bundeshauptstadt war im letzten Jahrzehnt der einzige Bezirk unter allen Provinzen, in dem die Zahl der Schüler bei öffentlichen Schulen zugenommen hat.

			Präsident Mauricio Macri sollte diese Gelegenheit nicht verpassen. Eine grundsätzliche Verbesserung der Qualität der Erziehung in öffentlichen Schulen ist für die wirtschaftliche Entwicklung wesentlich. Ohne den Sprung bei der Erziehung, der unter Präsident Julio A. Roca im 19. Jahrhundert eingeleitet wurde, der 1884 die obligatorische, unentgeltliche und nicht religiöse Primarerziehung einführte und überall Schulen einrichtete, wäre der bedeutende wirtschaftliche Aufschwung, der damals einsetzte, nicht möglich gewesen. In unserem technologischen Zeitalter, in dem das Wissen und die Ausbildung der Bevölkerung zu entscheidenden Wachstumsfaktoren geworden sind, hat die Erziehung eine Bedeutung wie nie zuvor.

			Eine Reform, wie sie Macri als Stadtoberhaupt in der Bundeshauptstadt (mit Esteban Bullrich als Erziehungsminister) schon gelungen ist, die jetzt auch darüber hinausgehen müsste, würde ihn auch allgemein politisch stärken und ihm erlauben, auch auf anderen Gebieten grundlegende Reformen in Angriff zu nehmen. Ohne Reformwillen ist seine Regierung zum Scheitern verurteilt.

			 

			 

		

	